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Die politische Lage in Deutschland  
Koalition stärkt Wachstumskräfte   
„Soziale Marktwirtschaft“ bleibt unser Kompass  

Wir erleben gegenwärtig weltweit eine Phase großer politi-
scher, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Umbrüche. 
Sei es der atomare Gau in Fukushima, der die Energie-
wende in Deutschland beschleunigt hat und mittlerweile 
auch in anderen Staaten überall auf der Welt zum Umden-
ken führt. Sei es der so genannte Arabische Frühling. Und 
natürlich ist nicht zuletzt die Staatsschulden- und Finanz-
marktkrise zu nennen, die aktuell nahezu alle anderen Poli-
tikfelder beherrscht und überschattet. Die Öffentlichkeit 
verfolgt dies, nicht zuletzt angesichts schwindelerregender 
Eurogarantien, mit einiger Sorge und Skepsis – insbeson-
dere gegenüber der Handlungsfähigkeit der Politik. Er-
scheint diese doch allzu oft nur noch als getriebener und 
nicht mehr als handelnder Akteur. Dieser Eindruck wird 
noch durch das mediale Karussell an Eilmeldungen und 
Hiobsbotschaften verstärkt. Und natürlich ist es nicht zu 
leugnen, dass die Aufgabe für uns als politisch Handelnde 
anspruchsvoller und erheblich schwieriger geworden ist.  

Dennoch, mancher Wahrnehmung in den Medien und in 
der Bevölkerung zum Trotz: wir handeln! In Person Angela 
Merkels ist es Deutschland gelungen, die durch desolate 
Staatshaushalte ausgelöste Finanzmarkt- und Währungs-
krise nicht zu einem Flächenbrand auswachsen zu lassen. 
Nur durch weiterhin so besonnene, kluge und geschickte 
Verhandlungen, wie sie derzeit unter der Führung der 
Bundeskanzlerin gemeinsam mit unseren Partnern gelin-
gen, werden wir am Ende unsere Währungs- und Finanz-
systeme erfolgreich stabilisiert haben. Vergessen wir nicht: 
Europa und der Euro dürfen nicht scheitern! Das ist über-
lebensnotwendig für uns Deutsche und unseren bisheri-
gen Wohlstand! 

Deshalb wollen wir die glänzende wirtschaftliche Aus-
gangssituation Deutschlands weiter stärken. Dazu gehört 
es, neben dem Export auch die Binnennachfrage zu stär-
ken. Das wünschen sich im Übrigen auch unsere Partner 
in Europa und in der Welt. Denn nur wenn Deutschlands 
Wirtschaft weiter kraftvoll und stabil ist, können wir unsere 
Aufgabe als einer der Stützpfeiler im Weltwirtschaftssys-
tem erfüllen. Wir haben daher beschlossen, die Arbeit-
nehmer, die den Aufschwung mit Fleiß, Pflichtbewusstsein 
und auch durch den Verzicht auf Lohnerhöhungen möglich 
gemacht haben, zu entlasten. Denn vor allem durch sie ist 
unser Land in bislang nicht für möglich gehaltenem Maße 
wettbewerbsfähig geworden. Dabei hat die Entlastung 
kleinerer und mittlerer Einkommen für uns Vorrang. Dies 
erreichen wir durch eine Anhebung des steuerfreien Exis-
tenzminimums, eine entsprechende Tarifverschiebung und 
indem wir einen Ausgleich für die verdeckte Steuererhö-
hungen schaffen, die sich aus der Lohn- und Preisentwick-
lung ergeben. In zwei Schritten, zum 1. Januar 2013 und 
zum 1. Januar 2014, werden wir die inflationsbedingten 
Steuermehreinnahmen im Volumen von insgesamt rund 
sechs Mrd. Euro an die Bürger zurückgeben. Die Entlas-
tungswirkung wird in 2013 zwei und in 2014 weitere vier 
Mrd. Euro betragen. 

Außerdem wollen wir den Mangel an Fachkräften bekämp-
fen, der langfristig die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
gefährdet und schon heute in manchen Bereichen ein we-

sentliches Wachstumshindernis darstellt. Fehlen Fachkräf-
te, geht Produktivität verloren. Deshalb wollen wir die At-
traktivität des deutschen Arbeitsmarktes für Hochqualifi-
zierte aus dem Ausland steigern. Damit sie leichter nach 
Deutschland kommen können, haben wir uns auf die Ein-
führung einer „blue card“ verständigt. Außerdem wird die 
Gehaltsschwelle für die Erlangung einer unbefristeten 
Niederlassungserlaubnis von derzeit 66.000 auf 48.000 
Euro abgesenkt. Dabei ist für uns klar: Eine Zuwanderung 
in unsere sozialen Sicherungssysteme darf es nicht geben. 
Deshalb soll die unbefristete Niederlassungserlaubnis erlö-
schen, wenn innerhalb der ersten drei Jahre ein Sozial-
transferbezug entsteht. 

Allein diese beiden Beispiele zeigen, dass wir die richtigen 
Weichenstellungen für eine gute Zukunft vornehmen. Poli-
tik kann nach wie vor noch den richtigen Rahmen setzen – 
und sie tut es auch! Wer aber glaubt, dass Parteien gesell-
schaftliche Veränderungen herbeiführen können, der irrt. 
Volksparteien wie die CDU müssen gesellschaftliche Strö-
mungen vielmehr aufzunehmen, analysieren und prüfen, 
wie die Realität mit dem eigenen Programm zu vereinba-
ren ist. Was nutzt ein klares Bekenntnis zur Wehrpflicht, 
wenn nur jeder fünfte junge Mann zum Wehrdienst einge-
zogen wird und sich darüber hinaus die Sicherheitslage 
grundlegend geändert hat! Was nutzt das unverbrüchliche 
Eintreten für das dreigliedrige Schulsystem, wenn die El-
tern längst „mit den Füßen abstimmen“ und ihre Kinder 
einfach nicht mehr auf Hauptschulen anmelden! Erwartet 
ernsthaft jemand von der CDU, die historisch einschnei-
dende Katastrophe von Fukushima zu ignorieren und sich 
über die Ängste eines Großteils der Bevölkerung hinweg-
zusetzen? Die Welt dreht sich weiter, Gesellschaften ver-
ändern sich. Parteien, Volksparteien zumal, müssen darauf 
eine Antwort finden, die die Lebenswirklichkeit der Men-
schen erreicht.  

Vor diesem Hintergrund wird die CDU in der kommenden 
Woche einen Bundesparteitag abhalten, der sich mit vielen 
dieser Fragen beschäftigen wird, u.a. auch mit der Frage 
nach einem Mindestlohn. Wir finden, dass jeder, der Voll-
zeit arbeitet auch angemessen bezahlt werden sollte! 
Sittenwirdige Löhne verstoßen schließlich auch gegen un-
sere christliche Grundüberzeugung. Deshalb ist die Diskus-
sion über eine Lohnuntergenze für uns auch keine Kehrt-
wende! Im Gegenteil: die ersten Mindestlöhne wurden be-
reits in der Regierungszeit Helmut Kohls eingeführt. Unser 
„Nein“ gilt daher nach wie vor dem flächendeckenden ge-
setzlichen Mindestlohn. Wir wollen keinen Wettbewerb der 
Parteien um den höchsten Mindestlohn! Wir wollen die Ta-
rifautonomie nicht schwächen sondern stärken. Daher 
sieht unser Modell vor, dass nicht der Staat, sondern dass 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber selbst in ihren jeweiligen 
Branchen für faire Löhne sorgen müssen. Lohnfindung ist 
keine Aufgabe des Gesetzgebers. Aber in einer sozialen 
Marktwirtschaft legt die Politik die Spielregeln fest und 
setzt die Leitplanken, innerhalb derer sich die Akteure zu 
bewegen haben. Durch das Arbeitnehmerentsendegesetz 
und einige Branchenmindestlöhne wurden schon Fort-
schritte erzielt. Diesen Weg wollen wir nun fortsetzen.  
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Die Woche im Parlament 
Die Bundesregierung stellte in dieser Woche die Waldstra-
tegie 2020 – Nachhaltige Waldbewirtschaftung – eine ge-
sellschaftliche Chance und Herausforderung vor, welche die 
zukünftige Entwicklung der wirtschaftlichen Anforderungen 
und der gesellschaftlichen Erwartungen an den Wald dar-
stellt und Lösungswege aufzeigt, um die steigenden An-
forderungen an den Wald zu einem zukunftsfähigen Aus-
gleich zu bringen. 

Mit unserem Antrag Weniger Bürokratie für den Mittelstand 
– Den Erfolgskurs fortsetzen bekräftigen wir, dass wir den 
Bürokratieabbau sehr ernst nehmen und dabei die mittel-
ständische Wirtschaft besonders im Blick haben. Kleine 
und mittlere Unternehmen profitieren in besonderem Ma-
ße, wenn Vorschriften vereinfacht werden und 
Bürokratiekosten sinken. Wir begrüßen die Entlastungen, 
die beim Bürokratieabbau in den Bereichen Wirtschaft, 
Verwaltung und bei den Menschen bereits erzielt wurden, 
insbesondere die nachweislich dauerhafte Entlastung der 
Wirtschaft um deutlich über 10 Mrd. Euro jährlich. Wir for-
dern die Bundesregierung auf, ihr Programm „Bürokra-
tieabbau und bessere Rechtsetzung“ fortzuschreiben und 
auszubauen und dabei insbesondere die Schwerpunkte 
auf folgende Themen zu setzen: Steuervereinfachung, Be-
schleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren 
bis zur Realisierung von Vorhaben, Frühwarnsystem für 
mittelstandsrelevante EU-Regulierungen und anwender-
freundliche elektronische Behördendienste. 

Mit unserem Antrag Effektive Regulierung der Finanzmärkte 
nach der Finanzkrise ziehen wir eine positive Bilanz über 
die nach der Finanzmarktkrise bereits umgesetzten, zahl-
reichen Maßnahmen zur Reform der Finanzmärkte. Dane-
ben heben wir die Bedeutung weiterer, noch laufender 
Regulierungsmaßnahmen hervor und mahnen die Umset-
zung einzelner, noch notwendiger Initiativen an. Wir for-
dern die Bundesregierung auf, die Reform der Finanzmärk-
te mit unverminderter Kraft weiter zu verfolgen, insbeson-
dere auch international, und im europäischen Rahmen Ei-
nigungen herbeizuführen. 

Wir debattierten in dieser Woche die Fortsetzung der Be-
teiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der EU-
geführten Operation „ALTHEA“ zur weiteren Stabilisierung 
des Friedensprozesses in Bosnien und Herzegowina. Das 
Mandat soll bei Absenkung der Personalobergrenze von 
900 auf 800 Soldaten unverändert fortgeführt werden. 
Auch ein Jahr nach den Wahlen vom 3. Oktober 2010 
bleibt die Lage in Bosnien und Herzegowina kompliziert. 
Die Regierungsbildung ist bis heute nicht erfolgreich abge-
schlossen. 

Durch ionisierende Strahlung haben Angehörige der Bun-
deswehr und der NVA unwissentlich bis in die achtziger 
Jahre gesundheitsschädliche Partikel aufgenommen und 
sind teilweise schwer erkrankt. Mit unserem fraktionsüber-
greifenden Antrag Ausgleich für Radargeschädigte der 
Bundeswehr und der ehemaligen NVA bekräftigen wir den 
politischen Willen, den aufgrund dieser Strahlung Erkrank-
ten möglichst zügig und unbürokratisch zu helfen. Wir for-
dern die Bundesregierung u.a. auf, zu prüfen, ob in beson-
deren Härtefällen über eine Stiftung oder einen Fond eine 
Unterstützung ermöglicht werden kann. Auch die Bildung 
eines unabhängigen Expertengremiums zur Entscheidung 
über strittige Fälle soll geprüft werden.  

Mit dem in 2./3. Lesung verabschiedeten Gesetz zur Neu-
ordnung des Pflanzenschutzrechts wird zur Anpassung an 
EU-Recht die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln bzw. 
von deren Wirkstoffen neu organisiert.  

In 1. Lesung haben wir das Gesetz zur Durchführung der 
Verordnung (EU) Nr. 211/2011 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. Februar 2011 über die Bür-
gerinitiative beraten. Mit der im Vertrag von Lissabon ver-
ankerten europäischen Bürgerinitiative können ab 1. April 
2012 eine Mio. Unionsbürger, die aus mindestens sieben 
Mitgliedstaaten kommen müssen, die Europäische Kom-
mission zur Vorlage konkreter Rechtsakte auffordern. Die 
Europäische Kommission muss den gewünschten Rechts-
akt vorschlagen oder ihre Ablehnung begründen. Mit dem 

Umsetzungsgesetz werden die nationalen Zuständigkeiten 
und Verfahren festgelegt. 

Mit unserem Antrag Weißbuch Verkehr – Auf dem Weg zu 
einer nachhaltigen und bezahlbaren Mobilität begrüßen wir 
die grundsätzliche Zielrichtung des Weißbuchs Verkehr der 
Europäischen Kommission, die eine strategische Neuaus-
richtung der EU-Verkehrspolitik enthält. Wir fordern die 
Bundesregierung auf, auf die Einhaltung des Subsidiari-
tätsprinzips zu dringen und die Zuständigkeit der Mitglied-
staaten für die Verkehrsinfrastrukturplanung zu sichern. Im 
Rahmen der Umsetzung des Programms für Transeuropäi-
sche Verkehrsnetze soll die nationale Planungs- und Haus-
haltshoheit erhalten bleiben. 

Der fraktionsübergreifende Antrag Gedenkort für die Opfer 
der NS-„Euthanasie“-Morde fordert die Bundesregierung 
auf, zusammen mit dem Land Berlin einen Gedenkort für 
die Opfer der NS-„Euthanasie"-Morde am historischen Ort 
der Tiergartenstr. 4 zu schaffen. Dort wurde die sogenann-
te „T4-Aktion“ beschlossen, bei deren Umsetzung mehr als 
70.000 Psychiatriepatienten zur Zeit der NS-Herrschaft 
ermordet wurden. Das bisherige Denkmal soll „aufgewer-
tet“ und dazu ein Ideenwettbewerb ausgeschrieben wer-
den. Bei der Planung und Umsetzung der Neugestaltung 
des Denkmals soll die vom Bund getragene Stiftung 
„Denkmal für die ermordeten Juden Europas“ und die Stif-
tung „Topographie des Terrors“ mit einbezogen werden.   

Daten und Fakten 
Arbeitsmarkt im Oktober 2011: Die Zahl der Arbeitslosen 
ist im Oktober weiter gesunken. 2,737 Mio. Menschen wa-
ren ohne Arbeit und damit 59.000 weniger als noch im 
September. Die Arbeitslosenquote sank daher leicht um 
0,1 Punkte auf 6,5 Prozent. Im Vergleich zum Vorjahres-
monat befanden sich 204.000 Menschen weniger auf 
Jobsuche. Zudem erreichte die Zahl der Erwerbstätigen 
mit einem Wohnort in Deutschland mit rund 41,31 Mio. 
Personen im September 2011 einen neuerlichen Höchst-
stand.  

(Quellen: Bundesagentur f. Arbeit / Statist. Bundesamt) 
 
Deutsche führen internationales Feld der Sparer an: Mo-
mentan legen die deutschen Haushalte jeden zehnten Euro 
beiseite. Damit steht Deutschland mit seiner Sparquote an 
der internationalen Spitze. In den Vereinigten Staaten etwa 
sparen die Einwohner nur 5,5% ihres Einkommens, in Po-
len ist die Sparquote mit 4,6% sogar noch geringer. Auch 
innerhalb Deutschlands gibt es Differenzen. So sparten die 
Baden-Württemberger mit rund 12% ihres Einkommens 
den höchsten Betrag, die Einwohner Bremens hingegen 
mit 8,5% den niedrigsten. Durch die aktuelle Schuldenkrise 
ändert sich zudem die Anlageform. Nach einer Umfrage 
des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes halten ak-
tuell nur noch 28% der Deutschen eine Lebensversiche-
rung für die sicherste Anlage, im Jahr 2010 taten dies 
noch 46%. Auch in die private Rentenversicherung ist das 
Vertrauen von 38% auf 25% geschrumpft. Gefragt sind 
hingegen Investitionen in Immobilien. Fast die Hälfte der 
Deutschen bevorzugt das Eigenheim als Anlageform für 
den Vermögensaufbau.  

(Quelle: Institut für Wirtschaft Köln) 
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